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uegen Feetsstellung

hat das Amtsgericht Freiburg i.Br.
durch Richterin am Amtsgericht Prengel
auf die mündliche Verhandlung vom I-l-.7.2006 für Recht erkannt:

t.
Die K1age wird abgewiesen,

z.
Die Koeten des Verfahrens trägt der Kläger.
ä

Das Urteil ist vorläufig rrollstreckbar.

Der Kl.äger kann die Vollstrecku-ng durch Sicherheitsleistung in
Höhe von 110 t dee aue de.m Urteil volLstreckbaren Betragres
abwenden, wenn uicht die Beklagte vor der Vollstr.ggftrrng
Sicherheit iu Höhe von l-10 t des jeweile zu vollstreckenden
Betrages J.eistet,.

4.
Die Berufung gegen das Urteil wird zugelassen.



Tatbestand:
Der K1äger begehrt die Festsetellung, dass in dem bestehenden

GaslieferunslEvertrag die von der BeklagEen zum 01.0L.ZOOG voI-
genonmene Erhöhung ihrer Tarife unwirksam und unbillig ist.

Der K}äger ist Tarifgaskunde bei der Beklagten mit dem Sonder-

tarj-f für den ArbeiEspreis medi, den 9i" Beklagte zum

01-01.2005 urn rrrud 10 t erhöht hat- Der geä?rderte Tarif wurde

am 3L.12.2005 in der Badischen Zeitung bekannt g'egeben. Zuvor

hat bereits eine Preiserhöhung arn 01.09.2005 um 7

staEtgefunden-

Der K1äger trägt vor, die einseiEige Preiserhöhung dureh die
Beklagte unterliege der ailligkeitskontrolle gem. § 315 BGB.

Die BekJ-agte habe in Südbaden bezüglich der Gaslieferungen ei-
ne Monopolstellung. Die Beklagte habe die Billigkeit ihrer
Preiserhöhr:ng nachzuweisen und zwar durch die vollst,ändige Of-
fenlegung ihrer Preiskalkulation. Die Beklagte habe ebenfaLls
ihre Preise zum 01.04.2005 um 5.-7+ erhöht.

Der K1ägrer beantragt:

Es wird festgestellt, dass die von der Beklagten in dem

zwischen den Parteien bestehenden Gaslieferungsvertrag zum

01.01-2006 vorgenommene Erhöhung der Gastarife unbillig
und unwirksam ist.

Die Beklagte beantrast:

Klagabweisung.

Die Beklagte trägt vor, dass die Erhöhung aufgnrnd der geaetz-
lichen Vorschrift der A\rBGasV stattgefunden ha-be und diese Er-
höhung aufgrund öffentlicher Bekanntmachung wirksam werde. Da

der Gastarif ein allgemeiner Tarif sei, könne er nieht von
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einzelnen Kunden rirberprüft werdeu, da ansonsten die Gefahr be-
stünde, dass die Gaetarife ausei-uander fallerr rilürden. Zudern

sei § 315 BGB nicht anwendbar, da es seit Änderung des GIilB im

Kartellresht die Möglichkeit der tlberprüfung der Gaspreise ge-
be.

Die Rechtsprechung des BGH zrl- Strom bzw - zrt l{asser aJ.s unab-
dingbar für die DaseinrvorEorge sei hier bei Gas nichE anwend-

bar, da Gas durch andere Energieträger wie ÖI oder HoIz er-
setzt werden könne-

Hirfsweise trägt die BekragEe vor, dass die Erhöhung der Gas-
preise der Billigkeit enEspräche, da die Bektagfe redigrich
die steigerung der Kosten weiter gegeben habe, die sie eben*
falls für die Gasversorgnrng habe bezahlen müesen. Die Gasprei-
ae seien langfrisEig arr die Heizölpreiee gebunden und die Br-
hÖhung der Heizölpreise habe zÄ einer beträchtlichen Kosten-
steigerung bei den Gaspreieen geführts.

hlegen der näheren Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf
die zwischen den Parteien gewechselten SchriftsäLze und das
Protokorr über die rmindliche verhandlung vom 11.07.2006 ver-
wiesen.



-

Ent e cbei d, ung g g ründe :

Die erhobene Feetstellungsklage ist gem. § 255 ZPO zulässig,
denn der K1äger hat ein rechtlichee Interesse daran, dass
festgestelft wird, ob die von der Beklagten im Vertragsver-
häl-tnis der Parteien vorgenommene einseitige Preiserhöhung
wirksam ist oder nichE. Eine l-reistungsklage ist hier nicht
vorrangig, da diese jeweils raur den streitgegenständlichen
Zeltraum betreffen wrirde und daher keine endgültige Regelung
für die Parteien herbeiführen könnte.

Die Klage ist unbegründet.

Die von der BeklagEen zum 01.01.2005 vorgenommene Preiserhö*
hung beim Arbeitspreis des vom Kläger gewählten Tarifs med.i

ist ni-cht unwirksam, denn sie entepricht der Birligkeit gem.

§ 315 Abs. 3 BGB.

Die von der Beklagten vorgenommene prej-serhöhung gem. s 4 AVB-

GasV unterliegt der Billigkeitskontrolle gem. s 315 BGB zumin-
dest analog, derrn die verordnung gibt der Beklagten ein ein-
seitiges Reeht ihre Tarife zu erhöhen. Da d.er Kräger auf die
Gaslieferung der Beklagten als Teil der Daseinsvorsorge angre-
wiesen ist. muss ihm auch das Recht zustehen eine solche Erhö-
hung auf ihre Billigkeit hin gericht.lich überprüfen ztL lassen.
Der Ej-nwand der Beklagten, diese Rechtsprechung, die für
strompreise gilt kann nicht auf Gas übertragen werden. da Gas

a1s Heizstotf z. B. durch Heizö] oder HoLz erset,zt werden kann
ist nicht richtig, denn eine echte Ersetzbarkeit ist vorlie-
gend nicht gegeben. Eine tilahl bezüglich werschiedener Energie-
träger wie Ho1z, HeizöI oder Gas bestehen für den verbraucher
nur jeweils zum ZeitpunkE der Anschaffung der Heizanlage,
nachdem dann eine Fest.legung erfolgt ist, kann man nicht mehr
zwj-schen den Energieträgern weehseln, sodags der Kunde nach
einer einmal get.roffenen wahl sodann auf d.iese Energie z. B.
in Form von Gas festgelegt isb. Bei den Anschaffungskosten für



eine Heizung isE es wirtschaftlich nicht wert,retbar, diese
Heizart zv wechseln, wenn z. B. die Gaspreise steigen. (vgI-
oLG Karlsruhe, 7 O L94/o4, Urteil vom 28.06.2005 ziff- A und

I,G Heilbronn, 6 S L6/O5, UrEeil vom 19.01.2006 B ZLft. L a, b)

Die Anwendbarkeit von § 3L5 BGB wird ebenfalls nicht durch
karteJ.lrechtliche Vorschriften insbesondere s f9 cWB ausge-
schlossen, denn die Grenzen des allgemeinen karEellrechtliehen
Ivlissbrauchs und Diskriminierungsverbots f all-en nicht mit den

Grenzen der Billigkeitsentscheidung nach § 315 BcB zu.sElrnmen

(w91. OLc Karlsruhe, 7 O 1,94/04). Die Ziel-s,etzungen der beiden
vorschriften sind vöIlig andere, so sollen die kartellrechtli-
chen Bestirunungen den Nachteil ausgleichen, der sich aus dem

fehlenden wettbewerb ergibt., während s 315 BGB die der einen
Vertragspartei übertragene Rechtsmacht den Inha1t des Vert.ra-
ges einseitig festzusetzen, begrenzen sol}.

Die unt.erschj-ede zwischen der Billigkeitskontrolre nach
§ 315 BGB und dem VerboE der missbräuchlichen Ausnutzungr einer
marktbeherrschenden stellung bestehen auch unabhängig davon
fort, dass nunmehr auch der Verbraucher sich auf s 19 GWB aIs
Verbotsgesetz berufen kann.

uie Beklagte hat im prozess nachgewiesen, d.ass die von ihr zum

0l-01.2006 vorgenommene Gaspreiserhöhung bilrig ist, da sie
Iediglich ihre gestiegenen Bezugekosten an die Verbraucher
weitergegeben hat.

Dj-e Beklagte hat hierzu dargeregt, dass si_e ihr Gas von der
Gasrrersorgung süddeutschland cmbH mit sitz in stuttgart be-
zj-eht und in ihrem Gasbezugrsvertrag miE ihrem vert.ragspargner
eine Preisgleitklausel entharten ist, der d.en preis für Gas an
den Preis für leichtes Heizöl anbindeE. Dies geschieht, indem
der durchechnittliche Preis für HeizöI in einem Zeitraum von
seehs Monaten festgestelrt wj-rd und dann jeweils mit einem



Zeitwersatz von drei Moraten den Gaspreis entsaprechend beein-
flussts. Diese roppelung des Gaspreises an den Heizölpreis hat
eei-nen Grund darin, dass die Gaserzeuger aufgnrnd hoher KosEen

z- B. Pipelinekosten auf langfristige lriefenrerträge angewie-

sen sind, innerhalb dieser langfristigen Bindungen aber Preis-
ertröhungemöglichkeiten geschaffen werden müssen. Diese Koppe-

lung ist auch trlr den Bereich der Bundesrepublik allgemein be-
kannt, wie sieh aua dem Schreiben des [tj,rtechaft.sminieteriums
Baden-Btürttemberg vom 19.05 .2OOS An1age B 1-0 und dem Schreiben
des WirtschaftsminisEeriums Baden-I{ürttemberg vom 22.06.2005
Anlage B 11 eowie dem Bericht des Bundesministeriums für gilirt-
schaft und Technologie vom 13- September 2000 Anlage B 2L er-
gibt. Zuden uurde eine schrifEliche Bestätigtrng des Lieferan-
ten der Beklagten vom 21-.02.2006 und eine Bescheinigung einer
lüirtsctraf tsprüfungegeeellschaf t vom 27 -02.2006 über diese
Preisbindung bzw. Kopperung miE konkreten Daten vorgeregt, so-
dass das Bestreiten des Klägers unsubstantiierts ist.

Die Beklagte hat detailriert dargelegt, wie sich die HeizöI-
preise entwiekelt haben, mit trelcher Formel die Erhöhr:ng der
Heizölpreise die Erhöhung ihrer Bezugekosten für Gae bediagt
und hierzu eine Bestätigung ihres Lieferanten Anlage B 19 vor-
gelegt. Aus diesen vorgelegten Unterlag€R, ergibt sich, dass
die Beklagte die verbrauehsabhängigen Arbeitspreise lediglieh
in dem umfang erhöht hat, indem auch ihre Bezugskosten gestie-
gen sind.
Aus der Berechnung der Beklagten, die durch die worgeregte An-
lage B 19 belegt wird, isE der Bezugepreie für Gas für die Be-
kragte am 01".10.2005 um 0,1099 ct pro Kilouattetunde und am

01.01 -2006 um 0,4962 cE pro Kilowattetunde angest.ieger, wobei
diese bej.den Erhöhungen für die Erhöhung vom 01.01 .2006 rele-
vant sind, da die BeklagEe ihre preise bereits zum 01.09.200s
erhöht hatte.


